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Sichere Finanzierung des Rettungsdienstes in Brandenburg gewährleisten – Folgen des OVG-Urteils zu Fehlfahrten ausgleichen

Beschluss: Überweisung LTF

Die Mitglieder der SPD Brandenburg, insbesondere die Mitglieder der SPD-Landtagsfraktion sowie die Mitglieder

der SPD-geführten Landesministerien setzen sich dafür ein, dass die Finanzierung des bodengebundenen Ret-

tungsdienstes im Land Brandenburg langfristig, rechtssicher und bedarfsgerecht gewährleistet wird.

Insbesondere sindMaßnahmenzuergreifen, umdiedurchdasUrteil vom28. Januar 2026desOberverwaltungsge-

richts Berlin-Brandenburg entstehenden Finanzierungslücken für die Träger des Rettungsdienstes auszugleichen,

wonach sogenannte Fehlfahrten des Rettungsdienstes nicht von den Krankenkassen übernommen werden müs-

sen. Es ist sicherzustellen, dass die Versorgungssicherheit weiterhin gewährleistet ist und für die Patient*innen

kein Anlass zur Sorge besteht im Notfall mit Kosten belastet zu werden, sofern der Rettungsdienst nicht miss-

bräuchlich genutzt wird, oder von einer Alarmierung des Rettungsdienstes abzusehen.

Dafür sind u.a. folgende Maßnahmen zur Umsetzung zu prüfen:

1. die Schaffung einer landesrechtlichen Regelung durch Änderung des Gesetzes über den Rettungsdienst im

Land Brandenburg (Brandenburgisches Rettungsdienstgesetz -BbgRettG) zur vollständigen Refinanzierung

der Kosten für Fehlfahrten und Fehleinsätze

2. eine Übernahme dieser Kosten für Fehlfahrten und Fehleinsätze über das Land Brandenburg bis zu einer Ei-

nigung über eine tragfähige Finanzierung, sofern eine Kostenübernahmedurch die Krankenkassen rechtlich

ausgeschlossen ist,

3. die Aufnahme von Gesprächen mit den kommunalen Trägern des Rettungsdienstes sowie den Krankenkas-

sen zur Entwicklung einer tragfähigen und einheitlichen Finanzierungsstruktur, die den hohen Qualitäts-

standard der Notfallversorgung sichert, ohne die Patienten zusätzlich finanziell zu belasten, abgesehen von

einer exzessiven oder missbräuchlichen Nutzung des Rettungsdienstes
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